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Kraftwerkssicherheitsgesetz  

Ausschreibungen für steuerbare 
Kapazitäten für einen Beitrag zur 
Versorgungssicherheit  

Konsultation nach Ziffer 4.8.4.4 der Leitlinien für staatliche 

Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2022 

 

A. Einleitung 

(1) Die Bundesregierung stellt im Rahmen des Wachstumspakets für die Wirtschaft 

Eckpunkte für ein Kraftwerkssicherheitsgesetz (KWSG) zur Umsetzung der Kraftwerks-

strategie vor. Im Vorgriff auf die spätere Einrichtung eines technologieoffenen und 

wettbewerblichen Kapazitätsmechanismus sollen durch das Kraftwerkssicherheitsgesetz 

insgesamt 12,5 Gigawatt (GW) an Kraftwerkskapazität und 500 Megawatt (MW) an 

Langzeitstromspeichern ausgeschrieben werden. Das Kraftwerkssicherheitsgesetz wird in 

zwei Säulen umgesetzt: 

(2) Erste Säule: Es werden fünf Gigawatt neue wasserstofffähige Gaskraftwerke und zwei 

Gigawatt Modernisierungsprojekte ausgeschrieben. Diese Kraftwerke müssen spätestens 

am ersten Tag des achten Jahres nach ihrer Inbetriebnahme auf 100% Wasserstoffbetrieb 

umstellen. Hinzu kommen Ausschreibungen neuer sogenannter Wasserstoffsprinter-

kraftwerke im Umfang von 500 MW, die von Beginn an allein mit Wasserstoff betrieben 

werden. Zudem werden Langzeitstromspeicher im Umfang von 500 MW ausgeschrieben. 

Diese Maßnahmen werden bei der Europäischen Kommission beihilferechtlich als 

Dekarbonisierungsmaßnahme gemäß Abschnitt 4.1. der Leitlinien für staatliche Klima- 

und Umweltschutz, - und Energiebeihilfen (KUEBLL) notifiziert.  
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(3) Zweite Säule: Es werden weitere fünf Gigawatt an neuen Gaskraftwerken 

ausgeschrieben. Diese Maßnahme wird als Maßnahme zur Versorgungssicherheit gemäß 

Abschnitt 4.8. der KUEBLL notifiziert.  

(4) Als dritte Säule soll ein umfassender Kapazitätsmechanismus im Jahr 2028 operativ 

sein. Alle im Rahmen der ersten beiden Säulen bezuschlagten Kraftwerke werden ab 2028 

in geeigneter Weise und unter Ausschluss von Doppelförderungen in den neuen 

Kapazitäts-mechanismus integriert.  

(5) Die Ausschreibungen für alle drei Säulen stellen sicher, dass Kraftwerke an system-

dienlichen Standorten gebaut werden. Insgesamt soll mit dem Kraftwerkssicherheitsgesetz 

sehr schnell ein substantieller Zubau von neuen Kraftwerken erfolgen, die in jedem Fall im 

zukünftigen treibhausgasneutralen Energiesystem gebraucht werden.  

(6) In dieser Konsultation geht es um die zweite Säule des KWSG, die als Maßnahme zur 

Versorgungssicherheit nach Abschnitt 4.8 der Leitlinien für staatliche Klima-, 

Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2022 (KUEBLL) notifiziert und ausgeschrieben wird.  

(7) Mit den Ausschreibungen für gesicherte steuerbare Kapazitäten im Umfang von fünf 

Gigawatt nach Abschnitt 4.8 KUEBLL sollen in Vorgriff auf einen Kapazitätsmechanismus 

Kapazitäten angereizt werden, die in der Lage sind, einen Beitrag zur 

Stromversorgungssicherheit in Deutschland zu leisten, indem sie mehrere Tage am Stück 

Erzeugungsleistung bereitstellen. Mit technischen Anforderungen an einen flexiblen und 

robusten Anlagenbetrieb sollen die über die Ausschreibung zu refinanzierenden Anlagen 

jedoch auch einen Beitrag zur Stabilisierung des Stromnetzes leisten. 

I. Gebotsfähige Produkte 

1. Kapazitäten zur Bereitstellung steuerbarer Leistung 

(8) Zu den Ausschreibungen zugelassen werden ausschließlich Projekte für steuerbare 

Kapazitäten zur Stromerzeugung, die in der Lage sind, für mindestens 96 

aufeinanderfolgende Stunden Strom unter Volllast zu erzeugen.  

2. Beschränkung auf Neuanlagen 

(9) Die Ausschreibungen sind auf Gebote für neue Anlagen beschränkt.  

(10) Kraftwerke gelten als Neuanlagen, wenn sie aus fabrikneuen Anlagenteilen nach dem 

aktuellen Stand der Technik errichtet werden. Ferner darf es sich nicht um am Markt 

teilnehmende Anlagen handeln, damit tatsächlich neue Kapazitäten entstehen. Anlagen, die 

in der Netzreserve gebunden sind, können an den Ausschreibungen teilnehmen (näher 

dazu unter 4. c.) 
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3. Mindestgröße  

(11) In den Ausschreibungen wird auf die steuerbare elektrische Netto-Nennleistung der 

Kapazität geboten. Bei Stromerzeugungsanlagen werden nur solche Gebote zu den 

Ausschreibungen zugelassen, die eine Mindestgröße von 10 MW steuerbare elektrischer 

Netto-Nennleistung aufweisen. Eine Aggregation kleinerer Anlagen in einem Gebot wird 

möglich sein.  

4. Besondere Vorgaben 

a. Kompatibilität mit Klimazielen  

(12) Der Emissionsgrenzwert für Kapazitätsmechanismen nach Artikel 22 der Verordnung 

(EU) 2019/943 muss beachtet werden. Nach den Leitlinien für staatliche Klima-, 

Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2022 (Rn. 369) müssen Mitgliedstaaten zudem 

sicherstellen, dass auch neue Investitionen in die Energieerzeugung aus Erdgas zur 

Erreichung des Klimaziels der Union für 2030 und des Unionsziels der Klimaneutralität bis 

2050 beitragen. Die Anlagen, die im Rahmen dieser Ausschreibungen finanziert werden, 

müssen daher neben dem Emissionsgrenzwert hinaus sicherstellen, dass sie im Lauf ihrer 

technischen Lebensdauer Dekarbonisierungstechnologien wie CCS/CCU umsetzen, Erdgas 

durch erneuerbares oder CO2-armes Gas ersetzen oder die Anlage innerhalb eines 

Zeitrahmens, der mit den Klimazielen der Union im Einklang steht, stilllegen.  

b. Weitere technische Eigenschaften der steuerbaren Kapazitäten zur 
Stromerzeugung 

(13) In der Transformationsphase des Energiesystems ist es erforderlich, dass moderne 

steuerbare Kraftwerke neben ihrem Beitrag zum Klimaschutz einen wichtigen Beitrag zur 

Stabilisierung des Stromnetzes und des Stromsystems leisten.   

(14) Vor diesem Hintergrund werden die Ausschreibungen in bestimmten Bereichen an 

die teilnehmenden Kraftwerke technische Anforderungen stellen, die über heute 

bestehende Netzanschlussbedingungen hinausgehen, insbesondere im Hinblick auf die 

Unempfindlichkeit gegenüber Frequenzgradienten (RoCoF), netzbildende Eigenschaften, 

Blindleistungs- und Momentanreservebereitstellung. Die Erbringung von 

netzstabilisierenden Leistungen sollte auch in Zeiten ohne elektrische Erzeugung 

sichergestellt sein (z.B. durch den Betrieb als Synchronkondensator). Diese Anforderungen 

an die technischen Fähigkeiten sollten unbeschadet der marktbasierten Beschaffung von 

Hilfsdiensten gelten. Im Einzelnen ist hervorzuheben: 

(15) Die Übertragungsnetzbetreiber nennen diesen Beitrag als eine der dringlichsten 

Maßnahmen in ihrem Systemstabilitätsbericht 2023 und die Bundesnetzagentur teilt diese 

Einschätzung. Um dieser wichtigen Rolle gerecht zu werden, sollten die neuen Kapazitäten 

zur Stromerzeugung besonders flexibel und robust betrieben werden können. Dazu 

werden technische Anforderungen benötigt, die zum Teil über die heute geltenden 

technischen Mindestanforderungen hinaus gehen.  
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(16) Die Dekarbonisierung des Stromsystems kann nur gelingen, wenn auch mit 

abnehmender Nutzung fossil befeuerter Kraftwerke und in Zeiten sehr hoher Einspeisung 

von Strom aus erneuerbaren Energien, die Systemstabilität gewährleistet werden kann. 

Daher sollten moderne steuerbare Kraftwerke ihre systemstabilisierenden Eigenschaften 

auch in Zeiten ohne Wirkleistungseinspeisung, d.h. ohne Einsatz von Brennstoff, erbringen 

können. Dies ist technisch durch den sogenannten Phasenschieberbetrieb oder 

netzbildende Regelungstechnik möglich. 

(17) Für die neuen steuerbaren Stromerzeugungsanlagen werden daher folgende 

Mindestanforderungen gelten, soweit nicht durch andere technische Regelwerke bereits 

höhere verpflichtende Anforderungen vorgegeben werden. Die Erfüllung der 

Mindestanforderungen ist im Rahmen der Zulassung der steuerbaren 

Stromerzeugungskapazität nachzuweisen. 

• Die technischen Netzanschlussregeln der betreffenden Spannungsebene (VDE-AR-

N 4130:2018-11 für Höchstspannung, VDE-AR-N 4120:2018-11 für Hochspannung, 

VDE-AR-N 4110:2018-11 für Mittelspannung) sind zu erfüllen und nachzuweisen. 

Liegt die Netzfrequenz außerhalb des Toleranzbandes von ± 200 mHz um die 

Netznennfrequenz von 50,0 Hz, liegt ein kritischer Systemzustand im Verbundnetz 

vor und die Erzeugungsanlagen müssen zur Stützung der Netzfrequenz beitragen. 

In dem Zuge ist insbesondere sicherzustellen, dass schnelle Frequenzänderungen 

gemäß Kapitel 10.2.4.3 der jeweiligen Anwendungsregel ohne Trennung vom Netz 

(Frequenzänderungsgeschwindigkeit, RoCoF) durchfahren werden können. Hierbei 

gelten folgende Grenzwerte für die gemittelte Frequenzänderungsgeschwindigkeit: 

o ± 2,0 Hz/s ermittelt über ein gleitendes Zeitfenster von 0,5 s oder  

o ± 1,5 Hz/s ermittelt über ein gleitendes Zeitfenster von 1 s oder  

o ± 1,25 Hz/s ermittelt über ein gleitendes Zeitfenster von 2 s. 

• Bei Aktivierung der Wirkleistungsanpassung bei Überfrequenz gemäß Kapitel 

10.2.4.3 der jeweiligen technischen Netzanschlussregel (VDE-AR-N 4130:2018-11 

für Höchstspannung, VDE-AR-N 4120:2018-11 für Hochspannung, VDE-AR-N 

4110:2018-11 für Mittelspannung) müssen Leistungsgradienten von mindestens 

60 % Pb,inst je Minute1 erreicht werden. Bei Gas- und Dampfkraftwerken sowie bei 

stromrichtergekoppelten Anlagen können vom Netzbetreiber auch höhere 

Leistungsgradienten gefordert werden. 

• Die Vorgaben des FNN-Hinweises „Technische Anforderungen an Netzbildende 

Eigenschaften inklusive der Bereitstellung von Momentanreserve“ sind verbindlich 

umzusetzen.  

 

1 Die Vorgabe entspricht den Vorgaben aus den technischen Netzanschlussbedingungen von National 
Grid (UK) gemäß ECC.6.3.7.1 „Limited Frequency Sensitive Mode – Overfrequency (LFSM-O)“. 
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• Bei Synchronmaschinen wird der Nachweis verlangt, dass neben dem 

Leistungsbetrieb auch ein Betrieb als synchroner Phasenschieber zur Erzeugung 

von geregelter Blindleistung ohne Wirkleistungseinspeisung gemäß DIN EN IEC 

60034-3 (VDE 0530- 3):2021-07 möglich ist. Das Anlagenkonzept ist so 

auszugestalten, dass eine Erweiterung der Synchronmaschine um eine 

Zusatzschwungmasse technisch möglich ist. Die Anlage kann mit einer zusätzlichen 

Schwungmasse ausgestattet werden, um beispielsweise Momentanreserve im 

Rahmen der marktgestützten Beschaffung von Momentanreserve2 bereitzustellen. 

• Von stromrichtergekoppelten Anlagen wird der Nachweis verlangt, dass sie auch 

ohne Leistungsbetrieb des Kraftwerks in der Lage sind, ihre netzstabilisierenden 

Eigenschaften, insbesondere Blindleistung, zu erbringen. Die Anlage kann 

zusätzliche Momentanreserve im Rahmen der marktgestützten Beschaffung von 

Momentanreserve bereitstellen. 

 

c. Neubau von Anlagen an Standorten mit systemrelevanten Reservekraftwerken 

(18) Bei der Ausschreibung von Kraftwerksneubauten oder -modernisierungen an 

Standorten, an denen sich Kraftwerke befinden, die im Sinne der Netzsicherheit nach § 13b 

Abs. 5 EnWG als systemrelevant ausgewiesen sind, können Konflikte entstehen. In einigen 

Fällen wird ein Parallelbetrieb des neuen oder modernisierten Kraftwerks und des 

systemrelevanten Kraftwerks aufgrund technischer oder rechtlicher Restriktionen an den 

Standorten nicht möglich sein. Die Netzsicherheit muss jedoch auch während der Bau- 

oder Modernisierungsphase gewährleistet sein. Daher müssen die systemrelevanten 

Kraftwerke weiter betrieben werden können, bis das neue oder modernisierte Kraftwerk 

ans Netz geht und die Aufgaben im Bereich des sicheren Netzbetriebs übernimmt. 

(19) Um auch solchen Standorten eine Teilnahme an den Ausschreibungen zu 

ermöglichen, hat die Bundesnetzagentur angekündigt, den Genehmigungsbescheid einer 

Systemrelevanzausweisung zu widerrufen, wenn aufgrund des Weiterbetriebs des 

systemrelevanten Reservekraftwerks die Inbetriebnahme des neuen Kraftwerks nicht 

möglich ist und das neue Kraftwerk über eine vergleichbare (oder höhere) Netto-

Nennleistung wie das systemrelevante Reservekraftwerk verfügt. Der Widerruf der 

Systemrelevanzausweisung würde zum Zeitpunkt der kommerziellen Inbetriebnahme des 

neuen Kraftwerks wirksam werden. Die Bundesnetzagentur beabsichtigt, die 

Besonderheiten des Einzelfalls im Zuge der Entscheidung über den Widerruf des 

Genehmigungsbescheids zu berücksichtigen. Zu diesem Zweck kann die 

Bundesnetzagentur beispielsweise nach Anhörung der vier Übertragungsnetzbetreiber 

und der teilnehmenden Bieter einen Ablaufplan für die Bauphase entwickeln. 

 

2 Die Teilnahmevoraussetzungen sind dem marktgestützten Beschaffungskonzept der nicht 
frequenzgebundenen Systemdienstleistung „Trägheit der lokalen Netzstabilität“ 
(„Momentanreserve“) gemäß § 12h Abs. 1 S. 1 Nr. 2, Abs. 5 EnWG zu entnehmen, welches als 
„Konsultationsdokument: Beschaffungskonzept“ der Beschlusskammer 6, BK6-23-010 der 
Bundesnetzagentur bereits vorliegt. 
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d. Regionale Steuerung der Kapazitäten zur Stromerzeugung 

(20) Mit Blick auf die Netzsicherheit und -stabilität sowie die Systemintegrationskosten ist 

das Angebot von Stromerzeugungskapazitäten an Standorten im sogenannten 

„netztechnischen“ Süden Deutschlands vorteilhaft und notwendig. Die mit 

Transportengpässen im Stromnetz verbundenen Systemkosten können reduziert werden, 

indem die neuen steuerbaren Kapazitäten zur Stromerzeugung möglichst an Standorten in 

Stromflussrichtung hinter den Engpässen im deutschen Stromübertragungsnetz 

geschaffen werden. Das bedeutet allerdings nicht, dass diese Kapazitäten ausschließlich im 

netztechnischen Süden errichtet werden sollen, denn für die langfristige Gewährleistung 

der Netzsicherheit und -stabilität sind auch Erzeugungskapazitäten im netztechnischen 

Norden erforderlich.  

(21) Der netztechnische Süden im Sinne der regionalen Steuerung umfasst die 

Bundesländer Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 

und das Saarland. Die Einteilung auf Bundeslandebene stellt kein Präjudiz für eine 

allgemeingültige Definition des netztechnischen Südens dar. Sie ist für den Zweck der 

regionalen Steuerung angemessen und ausreichend.  

(22) Die Ausschreibungen enthalten eine Komponente zur regionalen Steuerung, die 

darauf abzielt, dass zwei Drittel der ausgeschriebenen Kapazitäten zur Stromerzeugung im 

netztechnischen Süden bezuschlagt werden. In diesem Sinne unterscheidet die 

Ausschreibung zwischen Kapazitäten im netztechnischen Süden (Südanlagen) und 

netztechnischen Norden (Nordanlagen).  

(23) Ist die Komponente zur regionalen Steuerung anzuwenden, erfolgt die Gebotsreihung 

und Bezuschlagung auf Basis einer errechneten Zuschlagskennziffer. Die 

Zuschlagskennziffer eines Gebotes wird aus dem Gebotspreis abzüglich des Südbonus bei 

Südanlagen ermittelt. Der Südbonus orientiert sich an den systemischen 

Kosteneinsparungen einer regionalen Steuerung und hat eine Größenordnung von 200-

300 Euro/kW installierter Leistung des Angebotes. Der Südbonus verringert nur die bei 

der Angebotsreihung und Bezuschlagung relevante Zuschlagskennziffer der Südanlagen, 

nicht aber den bezuschlagten Gebotswert, d.h. der Südbonus verringert oder erhöht nicht 

die Förderung der Anlagen. Der Südbonus kommt ausschreibungsrundenübergreifend 

solange zum Einsatz, bis die beabsichtigte regionale Verteilung, d.h. eine Bezuschlagung 

von anteilig zwei Drittel Südanlagen, erreicht wird.   

II. Fördersystem 

1. Elemente und Dauer der Förderung 

(24) Die Förderung besteht aus einer reinen Investitionskostenförderung. Geboten wird 

auf die für die Bereitstellung der neuen Stromerzeugungskapazität erforderliche 

Investitionskostenförderung in Euro pro kW (Netto-Nennleistung), vgl. Abschnitt A.III.1. 

Die Investitionskostenförderung, deren Höhe sich nach dem Gebotswert in den 

Ausschreibungen richtet und ein De-Rating der gebotenen Stromerzeugungskapazität 

berücksichtigt (vgl. Abschnitt III.1), wird ab dem Zeitpunkt der vollständigen 
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Bereitstellung der steuerbaren Leistung in fünfzehn gleichmäßigen jährlichen Raten 

ausbezahlt. Die De-Rating-Faktoren werden im Vorfeld der Auktionen nach einer noch 

festzulegenden Methodik bestimmt und veröffentlicht. Für alle Anlagen erfolgt eine 

Präqualifikation durch die ausschreibende Stelle, die noch zu bestimmen ist. 

(25) Eine Mindestauslastungsverpflichtung ist nicht vorgesehen.  

2. Vermeidung unzulässiger Überförderung 

(26) Für den unwahrscheinlichen Fall unvorhergesehener und außergewöhnlicher 

Marktentwicklungen muss sichergestellt werden, dass keine Überkompensation 

stattfindet. Dazu wird die Einführung einer Abschöpfungsregelung zur Vermeidung einer 

unerwünschten und auch europarechtlich unzulässigen Überförderung vorgesehen (sog. 

„Clawback“).  

(27) Die Abschöpfung kann in zwei verschiedenen Varianten erfolgen, wobei ein 

einheitliches Vorgehen in Säule 1 und Säule 2 wünschenswert erscheint: 

Variante A - erzeugungsabhängige Abschöpfung: Sie würde auf Grundlage der 

tatsächlichen Einspeisung der Anlage und der Stromspotmarktpreise auf stündlicher Basis 

erfolgen und rückwirkend am Ende eines Quartals ermittelt. Die Parametrisierung des 

Abschöpfungsmechanismus würde sicherstellen, dass starke Anreize für den Betrieb der 

Anlage, insb. bei Knappheiten im Strommarkt, bestehen bleiben. 

Variante B - erzeugungsunabhängige Abschöpfung: Für Erzeugungsanlagen würde die 

Abschöpfung dem in anderen Ländern praktisch erprobten Konzept von 

Verfügbarkeitsoptionenverträgen (Reliability Options) folgen. Sie würde damit unabhängig 

vom Anlagenbetrieb, d.h. losgelöst von der tatsächlichen Einspeisung der Anlage, erfolgen. 

Der im Rahmen der Abschöpfung abzuführende Betrag würde anhand eines 

Auslösepreises („Strike price“) und der Stromspotmarktpreise auf stündlicher Basis und 

rückwirkend zum Ende eines Quartals ermittelt. Die Wahl von 

Verfügbarkeitsoptionenverträgen als Abschöpfungsvariante würde gewährleisten, dass die 

starken Anreize für den Betrieb der Erzeugungsanlagen (Dispatchanreize) aus dem 

Strommarkt erhalten blieben. Dies wäre insbesondere in Knappheitssituationen von 

zentraler Bedeutung, um die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. Auch die konkrete 

Parametrierung der Abschöpfung würde Anreize bieten, die Anlage betriebsbereit zu 

halten und bei Strompreisen oberhalb der variablen Erzeugungskosten in das öffentliche 

Stromnetz einzuspeisen.  

(28) Eine Verfügbarkeitspönale, die über die Zahlungen im Rahmen der Abschöpfung 

hinausginge, wird vor diesem Hintergrund als entbehrlich erachtet. 

(29) Die Abschöpfung erfolgt immer dann, wenn der Strompreis am Day-Ahead-Spotmarkt 

über dem Auslösepreis liegt. Ist die Differenz zwischen dem Preis am Day-Ahead-

Spotmarkt und dem Auslösepreis positiv, wird unwiderleglich vermutet, dass Mehrerlöse 

angefallen sind. In diesem Fall werden 70 % der Mehrerlöse abgeschöpft. 
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(30) Das BMWK schlägt vor, die Parametrierung des Auslösepreises identisch zu den 

Ausschreibungen von auf Wasserstoff umrüstbaren Kraftwerken gemäß Kap. 4.1 der 

KUEBLL zu gestalten. Demnach beträgt der Auslösepreis stets mindestens 430 Euro/MWh. 

Er kann jedoch formelbasiert auch höhere Werte annehmen, um auf veränderte 

Marktentwicklungen zu reagieren und insbesondere adäquate Dispatchanreize für den 

Betrieb im Strommarkt zu setzen. Dazu soll der Auslösepreis täglich vorab unter 

Zugrundelegung der Day-ahead-Brennstoffpreise berechnet werden.  

(31) Der Auslösepreis ergibt sich aus der Summe der veränderlichen Brennstoffkosten und 

einem unveränderlichen Erlössicherungsbeitrag von 300 Euro/MWh. Der 

Erlössicherungsbeitrag garantiert den Anlagenbetreibern jederzeit ausreichende 

Erlösmöglichkeiten am Strommarkt, um einen Beitrag zur Refinanzierung der Anlage am 

Markt zu ermöglichen und zugleich starke Dispatchanreize aus dem Strompreissignal des 

Marktes zu erhalten. Die Ermittlung der variablen Brennstoffkosten soll für eine 

Referenzanlage mit einem Wirkungsgrad von 33 % erfolgen, sodass diese für alle potentiell 

in der Ausschreibung teilnehmenden Anlagen auch die tatsächlichen Brennstoffkosten 

abdecken. Mit heutigen Brennstoffpreisen für Erdgas und CO2-Preisen würde sich der 

Auslösepreis nach dieser Vorgehensweise bei etwa 430 Euro/MWh einstellen, das heißt 

nahe dem Mindestwert. Der mit heutigen Brennstoffpreisen rechnerisch abgeleitete 

Auslösepreis und der Mindestwert sind somit vergleichbar mit dem praktisch erprobten 

Wert des Auslösepreises im belgischen Kapazitätsmarkt in Höhe von 431 Euro/MWh.  

(32) Steigt der Preis für Brennstoffe und damit die variablen Kosten und wird nach 

Addition des Erlössicherungsbeitrags der Mindestwert des Auslösepreises erreicht, steigt 

der Auslösepreis entsprechend. Sinken die variablen Kosten wieder, sinkt der Auslösepreis 

entsprechend, jedoch nicht unter den Mindestwert.  

III. Verfahren 

1. Zuschlagsverfahren, Präqualifikationsanforderungen, Sicherheitsleistung 

(33) Geboten wird auf eine Investitionskostenförderung in Euro/KW (Gebotswert). Die 

Gebote werden durch einen Höchstwert begrenzt. Ein solcher Höchstwert soll einerseits 

eine Überförderung ausschließen, andererseits soll er ausreichend hohe Gebote erlauben, 

um die Refinanzierung der teilnehmenden Projekte zu ermöglichen. Der Höchstwert 

resultiert aus den mit der Investition verbundenen Kosten (d.h. insbesondere 

Investitionskosten einschließlich Kapitalkosten eines Kraftwerks) mit einer offenen 

Gasturbine als Benchmark, multipliziert mit einem noch festzulegenden 

Unsicherheitsfaktor signifikant größer Eins.  

(34) Die Gebotsreihung erfolgt anhand des Zuschlagswerts. Dieser entspricht dem 

Gebotswert.  

(35) Um die regionale Steuerung mittels Südbonus für Stromerzeugungskapazitäten 

angemessen zu berücksichtigen, wird nach erfolgter Gebotsreihung ermittelt, welcher 

Anteil an der gesamten ausgeschriebenen Kapazität auf Anlagen zur Stromerzeugung 

entfallen ist. Anschließend erfolgt eine Neuberechnung des Zuschlagswertes unter Abzug 
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eines Südbonus für alle Angebote von Stromerzeugungskapazitäten. Bezuschlagt werden 

alle Kapazitäten gemäß Gebotsreihung, bis das jeweilige Ausschreibungsvolumen erreicht 

ist. Das letzte noch zu bezuschlagende Gebot wird dabei stets komplett bezuschlagt, d.h. 

gegebenenfalls auch über das jeweilige Ausschreibungsvolumen hinaus. Für Kapazitäten 

zur Stromerzeugung gilt, dass die günstigsten Gebote unter Berücksichtigung des 

Südbonus bezuschlagt werden, und zwar im Umfang des Anteils an Kapazitäten zur 

Stromerzeugung an allen erfolgreichen Geboten, der vorab über die Reihung aller Gebote 

ermittelt wurde. 

(36) Die Auktionen werden als sogenannte „frühe Ausschreibungen“ durchgeführt, d.h. es 

wird nur vergleichsweise geringe Anforderungen für die Teilnahme an den 

Ausschreibungen (Präqualifikationsbedingungen) geben. Vergleichbar mit den 

Ausschreibungen nach der KWK-Ausschreibungsverordnung muss lediglich ein Standort 

benannt werden, welcher sodann im Falle eines Zuschlags für spätere Ausschreibungen 

gesperrt ist, um strategisches Bieterverhalten zu unterbinden. Insbesondere bedarf es für 

die Teilnahme an den Ausschreibungen auch im Falle von Geboten für 

Stromerzeugungskapazitäten keiner vorherigen immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigung. Geboten werden kann auch für Projekte, für welche schon eine 

immissionsschutzrechtliche Genehmigung vorliegt oder sonstige Realisierungsschritte 

unternommen worden sind. Zudem wird eine Sicherheitsleistung in Höhe von 200 Euro 

pro kW geplanter steuerbarer Leistung zu leisten sein, mit der die Pönale im Falle der 

Nichtrealisierung abgesichert wird. 

(37) Vergleichbar mit den Regelungen zu den Ausschreibungen von EE- und KWK-Anlagen 

werden Regelungen vorgesehen zu Geboten auf der Zuschlagsgrenze, zur Reduktion des 

Ausschreibungsvolumens im Rahmen einer Mengensteuerung (siehe hierzu sogleich) und 

zu Veränderungen des Ausschreibungsvolumens aufgrund von Rechtsmitteln gegen 

Entscheidungen der ausschreibenden Stelle3. 

2. Gebotstermine und Ausschreibungsvolumina 

(38) Es werden in den Jahren 2025 und 2026 Gebotstermine angeboten. Die 

Ausschreibungsvolumina sollen sich auf diese Gebotstermine gleichmäßig verteilen: 

Termin Ausschreibungsvolumen Gesamt 

2025 (spätestens Q3) 2,5 GW 

2026 2,5 GW 

 

(39) Um Unterzeichnungen der Ausschreibungen zu verhindern, wird eine informelles 

Interessensbekundungsverfahren von der ausschreibenden Behörde durchgeführt, um die 

 

3 vgl. Paragraph 3, Absatz 3, Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 Nr. 2; Paragraph 11, Absatz 3 und Paragraph 22 
KWKAusV. 
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zu erwartende Gebotsmenge, insbesondere der ersten Ausschreibungsrunde, abschätzen 

zu können.  

(40) Zudem wird eine Mengensteuerung nach dem Vorbild der KWK-

Ausschreibungsverordnung eingeführt, wobei die Ausschreibungsmenge eines 

Gebotstermins in Anwendung der Mengensteuerung nicht weniger als 100 MW betragen 

darf. Nicht bezuschlagte Mengen werden in einem zusätzlichen Gebotstermin nachgeholt, 

wenn der letzte reguläre Gebotstermin überzeichnet war.  

3. Realisierungsfristen, Zulassung und Pönale 

(41) Die Realisierungsfrist für die kommerzielle Inbetriebnahme der 

Stromerzeugungskapazitäten beträgt 6 Jahre nach Zuschlagserteilung. 

Stromerzeugungskapazitäten müssen vergleichbar dem Vorgehen nach dem KWKG nach 

erfolgreicher Realisierung eine Zulassung beantragen. Im Rahmen dieser Zulassung wird 

überprüft, ob die Stromerzeugungskapazität die technischen Anforderungen erfüllt. Für 

dieses Zulassungsverfahren steht nach dem Vorbild der KWK-Ausschreibungsverordnung 

ein weiteres Jahr zur Verfügung. 

(42) Bei Nichtrealisierung nach Ablauf der Realisierungsfrist ist eine Pönale vorgesehen. Je 

länger die Realisierungsfrist überschritten wird, desto höher ist die Pönale. Die Pönale 

wird erhoben, indem die vor den Ausschreibungen zu leistende Sicherheit sukzessive 

einbehalten wird, beginnend mit der Höhe des Gebots. Ist die Realisierungsfrist um ein 

Jahr überschritten, wird die volle Sicherheitsleistung einbehalten und der Zuschlag 

entwertet. 

4. Finanzierung 

(43) Um die wettbewerblichen Auswirkungen einer Maßnahme im Bereich der 

Versorgungssicherheit so gering wie möglich zu halten, sehen die KUEBLL (Rn. 367) vor, 

dass die Kosten der Versorgungssicherheitsmaßnahmen von denjenigen 

Marktteilnehmern getragen werden sollen, die dazu beitragen, dass diese Maßnahmen 

erforderlich werden. Die Umsetzung dieser Vorgabe ist über die Erhebung einer Umlage 

geplant. (18) Im Jahr 2028 wird das Kraftwerkssicherheitsgesetz durch das BMWK 

evaluiert werden. Die Evaluierung wird wissenschaftlich begleitet und berücksichtigt 

insbesondere Aspekte wie Brennstoffpreisentwicklungen, Markthochläufe und den 

Fortschritt des Ausbaus des Wasserstoffkernnetzes. 
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B. Stellungnahmefrist, Veröffentlichung, weiteres Verfahren 

(44) Das BMWK bittet interessierte Verbände, Unternehmen und sonstige betroffene 

Organisationen und Personen mit dem vorliegenden Konsultationspapier um 

Stellungnahme zu den vorgeschlagenen neuen Maßnahmen einschließlich zur 

Angemessenheit und zu den Auswirkungen der vorgeschlagenen neuen Maßnahmen auf 

den Wettbewerb sowie zu einzelnen Aspekten der beihilferechtlichen Rechtfertigung. Das 

BMWK bittet um Stellungnahmen so bald wie möglich, spätestens aber bis zum  

23.10.2024. 

(45) Für die Teilnahme an der öffentlichen Konsultation ist eine vorherige formlose 

Anmeldung unter der nachstehenden Email-Adresse erforderlich. Nach der Anmeldung 

wird allen Interessenten ein Link zu einem Online-Fragebogen für die Teilnahme an der 

Konsultation zugeschickt.   

an: konsultation.kwsg@bmwk.bund.de 

(46) Das BMWK wird sodann die Stellungnahmen auswerten und im weiteren Verfahren 

berücksichtigen. Das BMWK wird zudem eine Auswertung der Konsultation 

veröffentlichen. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse werden dabei gewahrt. Ein Link zur 

Auswertung der Konsultation wird der Europäischen Kommission zusammen mit der 

offiziellen Anmeldung der Maßnahme zum Zweck der beihilferechtlichen Genehmigung 

zur Verfügung gestellt werden. 

(47) Mit der Teilnahme an der öffentlichen Konsultation räumen die Verfasser dem BMWK 

die Nutzungsrechte für die zeitlich unbefristete Veröffentlichung ihrer Stellungnahme auf 

der Internetseite des BMWK ein. Dabei werden Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

gewahrt.  

(48) Zu Stellungnahmen von Interessenvertreter/-innen, die im Lobbyregister registriert 

sind, ist die Lobbyregisternummer anzugeben.  
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C. Zu konsultierend Aspekte der beihilferechtlichen Rechtfertigung 

IV. Beihilfefähigkeit der Maßnahmen 

(49) Die Ausschreibung der fünf Gigawatt erfolgt grundsätzlich technologieneutral für alle 

neuen Stromerzeugungsanlagen, die über einen längeren Zeitraum die so genannte 

„Dunkelflauten“ abdecken können, zielt damit aber insbesondere auf 

Kraftwerkskapazitäten. 

(50) Für ein dekarbonisiertes Energiesystem auf Basis erneuerbarer Energien ist neben 

der flexiblen Nachfrage, der zunehmenden Kopplung von Energiesektoren und der 

Erschließung entsprechender Flexibilitätspotenziale, der grenzüberschreitenden 

Energieversorgung im europäischen Energiesystem und einer zunehmenden Speicherung 

von Strom auch ein gewisser Anteil steuerbarer Kapazitäten im Gesamtsystem, 

unabdingbar, um die Zeiten von wenig Wind und Sonne auszugleichen. Die hier 

konsultierte Maßnahme zielt auf die Unterstützung von Investitionen in neue Kapazitäten, 

da diese einen langen Planungs- und Umsetzungszeitraum benötigen. In Bezug auf diese 

Investitionen ist daher im Vorgriff auf einen umfassenden Kapazitätsmarkt ein frühzeitiger 

Start der Ausschreibungen notwendig, damit die Anlagen rechtzeitig ab Anfang der 2030er 

Jahre verfügbar sind. Damit soll auch der Kohleausstieg ergänzend abgesichert werden.  

(51) Die Anlagen werden im geplanten Umfang in jedem Fall im zukünftigen Stromsystem 

benötigt, sodass kein „crowding out“ von anderen Alternativen zu befürchten ist.  

(52) Die Maßnahme ist im Zusammenhang mit dem umfassenden Kapazitätsmarkt zu 

sehen, der ab 2028 operativ sein soll. Dieser erfolgt technologieneutral. Weitere im 

späteren Strommarktdesign benötigte Technologien und Dienstleistungen wie 

Rampenfähigkeit werden, da hier kürzere Planungs- und Umsetzungszeiträume 

realisierbar sind, im nachfolgenden umfassenden Kapazitätsmarkt adressiert. In der 

Gesamtschau aller geplanten Maßnahmen werden somit alle relevanten Dienstleistungen 

und ein breiter Technologiemix, die steuerbare Kapazitäten in einem zunehmend 

dekarbonisierten Stromsystem erbringen müssen adressiert. Es wird lediglich mit 

denjenigen begonnen, die besonders lange Investitionszeiträume haben und auch hier 

davon nur eine Teilmenge ausgeschrieben.  

(1) Wie bewerten Sie die Beihilfefähigkeit der im Konsultationsdokument beschriebenen 

Maßnahmen? 

(2) Stimmen Sie zu, dass die Einführung eines Kapazitätsmechanismus bis 2028 geeignet 

ist, um alle für ein dekarbonisiertes Stromsystem relevanten Technologieoptionen und 

Anbieter – auch jenseits der in dieser Ausschreibung zulässigen – zu adressieren?  
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V. Methode und Schätzung der Subvention pro vermiedener Tonne Emissionen in 
CO2-Äquivalenten 

(53) Das BMWK hat für die Maßnahmen, die Gegenstand dieser Konsultation sind, die zu 

erwartenden Einsparungen von CO2-Emissionen in der Stromerzeugung, sowie die mit den 

Maßnahmen verbundenen Förderkosten geschätzt. Die Schätzung beruht auf der 

Annahme, dass entsprechend der geplanten Ausschreibungsmengen in den Jahren 2029 

bis 2032 schrittweise 5 GW Stromerzeugungskapazitäten den Betrieb aufnehmen.  

(54) Für die Abschätzung der vermiedenen CO2- Emissionen werden zwei unterschiedliche 

Szenarien verwendet, um alternative zukünftige Entwicklungen zu berücksichtigen. Der 

Unsicherheit über die zukünftige Entwicklung wird mit einer Darstellung der Ergebnisse in 

einer Spannweite Rechnung getragen. Die Szenarien werden im Folgenden kurz skizziert.  

(55) Im Szenario A werden im Vergleich zu Szenario B etwas höhere Ausbaupfade bei den 

erneuerbaren Energien erreicht. Der Stromverbrauch ist in diesem Szenario etwas höher. 

Auch die CO2-Preise sind mit ca. 130 Euro pro Tonne im Jahr 2030 höher, was insgesamt 

zu einem geringeren Einsatz der verbleibenden Kohlekraftwerke führt. In diesem Szenario 

sinkt der Anteil der Stromerzeugung aus Kohle im Referenzstrommix bis zum Jahr 2035 

auf Null, sodass der Referenzstrommix ab 2035 ausschließlich auf Erdgas beruht und einen 

CO2-Gehalt von 389 kg CO2 pro MWhel erreicht. 

(56) Für das Szenario B wird der Preispfad aus den Projektionen der EU-Kommission 

unterstellt, der beispielsweise für CO2 einen Wert von ca. 95 Euro im Jahr 2030 annimmt.   

Im Vergleich zu Szenario A sind die Gaspreise etwas höher, was in Summe einen größeren 

Einsatz der Kohlekraftwerke mit sich bringt. In diesem Szenario verlassen die letzten 

Kohlekraftwerke im Jahr 2038 den Markt. 

(57) Die Abschätzung der Förderkosten beruht auf einer Schätzung der Gebotswerte für 

die Investitionskostenförderung, für die eine Investition in den Bau und Betrieb der 

Anlagen wirtschaftlich ist. 

(58) Die Abschätzungen sind als grobe Approximation zu verstehen, die nicht auf Basis 

einer vollständigen Strommarktmodellierung erstellt wurde. Die CO2-Einsparungen 

können niedriger ausfallen, wenn geringere Substitutionseffekte auftreten. Sie können 

auch höher ausfallen, wenn mehr kohlebasierte Stromerzeugung verdrängt würde. Die 

Höhe der für den Bau der geplanten Kraftwerkskapazitäten erforderlichen Fördermittel 

hängt von den tatsächlichen Kosten und der Wettbewerbsintensität in den 

Ausschreibungen ab. 

(59) Das BMWK schätzt auf Grundlage der vorstehend skizzierten Annahmen, dass die 

Maßnahmen in den Jahren 2029 bis 2045 insgesamt zu einer Einsparung von CO2-

Äquivalenten im folgenden Umfang führen werden: 

22-36 Megatonnen CO2-Äquivalent (MtCO2e) 

(60) Die Kraftwerke werden in Summe in den Jahren 2029 bis 2045 ca. 

387 Terrawattstunden (TWh) Strom aus Erdgas erzeugen. Der CO2-Einsparung stehen 

geschätzte Förderkosten im Zeitraum 2029 bis 2042 in Höhe von 3,3 Mrd.  Euro für 
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Investitionskostenförderung gegenüber. Daraus ergeben sich Vermeidungskosten in Höhe 

von 93-153 Euro pro vermiedener Tonne CO2. 

(3) Wie bewerten Sie diese Einschätzung des Bundesministeriums für Wirtschaft und 

Klimaschutz zur Methode und Schätzung der Subvention pro vermiedener Tonne 

Emissionen in CO2-Äquivalenten? Haben Sie Verbesserungsvorschläge zur Methodik? 

VI. Nutzung und der Umfang von Ausschreibungen sowie etwaige Ausnahmen 

(4) Wie bewerten Sie die unter Abschnitt A. skizzierten Ausgestaltung bzw. die 

Ausgestaltungsoptionen der Fördermaßnahme? 

(5) Wie bewerten Sie die in A.I.2. enthaltenen Festlegungen für die Definition einer 

Neuanlage?  

(6) Wie bewerten Sie eine Mindestgröße von 10 MW steuerbare elektrische Netto-

Nennleistung der Kapazität in den Ausschreibungen? Welche Vorteile oder Nachteile 

könnten ein höherer oder niedrigerer Wert für die Mindestgröße bieten? Bitte 

berücksichtigen Sie dabei auch die spätere Einführung eines umfassenden 

Kapazitätsmechanismus, der auch Kapazitäten unter 10 MW adressieren wird. Wie 

sehen Sie die Möglichkeit zur Aggregation von kleinen Anlagen? 

VII. Wichtigste Parameter des Verfahrens zur Bewilligung der Beihilfen 

(7) Welche der beiden Preissetzungsregeln „Pay-as-bid“ und „Pay-as-cleared“ halten Sie 

für das Auktionsverfahren für geeignet und wie begründen Sie dies? 

(8) Wie bewerten Sie die vorgenommene Definition des „netztechnischen Südens“? Sind 

Ihnen besser geeignete Vorschläge bekannt, einen systemdienlichen Zubau 

anzureizen? 

VIII. Angaben zur Ermöglichung von Wettbewerb zwischen verschiedenen Arten 
von Beihilfeempfängern  

(9) Wie bewerten Sie die unter Abschnitt A. skizzierte Ausgestaltung bzw. die 

Ausgestaltungsoptionen der Fördermaßnahmen? 

(10)  Wie bewerten Sie die unter Abschnitt A. skizzierte Ausgestaltung der 

Maßnahmen in Hinblick auf die Parameter des Verfahrens zur Bewilligung der 

Beihilfen und auf die Ermöglichung von Wettbewerb zwischen verschiedenen Arten 

von Beihilfeempfängern? 

(11)  Wie schätzen Sie das Risiko von Wettbewerbsverzerrungen auf den 

Strommärkten durch eine Maßnahme ein, die auf die Förderung neuer Kraftwerke 

abzielt? Welche Rolle spielt in diesem Zusammenhang aus Ihrer Sicht die Einführung 

eines umfassenden Kapazitätsmechanismus?  
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(12)  Gibt es aus Ihrer Sicht Gründe, mit der gezielten Förderung neuer Anlagen zu 

beginnen? Bitte erläutern Sie Ihre Sicht. 

(13)  Ist aus Ihrer Sicht ein Interessenbekundungsverfahren sinnvoll und 

erforderlich? Gibt es aus Ihrer Sicht eine geeignetere Alternative? 

(14)  Für sämtliche Ausschreibungen soll ein Rückforderungsverfahren (Clawback-

Mechanismus) etabliert werden, welches sicherstellt, dass keine Überförderung 

eintritt.  

a. Wie bewerten Sie die skizzierten Verfahren zur erzeugungsabhängigen bzw. -

unabhängigen Abschöpfung?  

b. Welche Variante ist aus Ihrer Sicht vorzuziehen?  

c. Sollten unterschiedliche oder identische Abschöpfungsmechanismen nach 4.1 

und 4.8 angewandt werden?  

d. Wie bewerten Sie die Mindesthöhe des Auslösepreises von 430 Euro/ MWh?  

e. Wie bewerten Sie die Ermittlung des Höchstpreises?   

(15)  In den Ausschreibungen für neue steuerbare Kapazitäten zur Stromerzeugung 

wurde weiter oben ein Bonusmodell für die regionale Steuerung der Kraftwerke 

vorgeschlagen. Ist dieses Modell aus Ihrer Sicht geeignet? Wie schätzen Sie die 

Wirksamkeit (v.a. hinsichtlich der Kosten) der Größenordnung des Bonus ein? 

(16)  Sehen Sie Alternativen zur regionalen Differenzierung, wo ein 

Kraftwerkszubau möglichst systemdienlich ist anstelle der gewählten Aufteilung nach 

Ländern und wenn ja, welche? Ist die Aufteilung 70-30 zwischen netztechnischem 

Norden und Süden angemessen? Wie bewerten Sie die Einteilung der Bundesländer 

für den „netztechnischen Süden“?  

(17)  Wie bewerten Sie die technischen Mindestanforderungen für die teilnehmenden 

Anlagen unter A.I.4.b? 

(18)  Wie bewerten Sie den Umgang mit Kraftwerksprojekten an systemrelevanten 

Standorten? 

(19)  Wie bewerten Sie eine Anforderung, mit Abgabe des Gebotes ein 

Abwärmenutzungskonzept vorzulegen?  

(20)  Wie viele Stunden kann ein typisches neues Gaskraftwerk ohne signifikante 

Instandhaltungsinvestitionen laufen? 

(21)  Was ist in der Regel die größte Investition, die bei einem neuen Gaskraftwerk 

getätigt wird?  
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(22)  Wie viele Stunden pro Jahr sind derzeit Gaskraftwerke auf dem deutschen 

Markt in Betrieb? 

(23)  Wie viele Stunden pro Jahr werden Gaskraftwerke im Jahr 2032 bzw. 2038 auf 

dem deutschen Markt laufen? Bitte erläutern Sie, wie die Schätzung berechnet wurde. 

IX. Methode, um die Kosten den Verbrauchern zuzuweisen 

(24)  Wie kann das Erfordernis der verursachergerechten Kostentragung (vgl. Rn. 

367 KUEBLL) am besten umgesetzt werden? 

X. Geplante Vorkehrungen zur Gewährleistung der Übereinstimmung mit den 
Klimazielen der Union  

(25)  Wie kann aus Ihrer Sicht die Vereinbarkeit mit den europäischen und 

nationalen Klimaschutzzielen sichergestellt werden (vgl. auch Rn. 369 KUEBLL)? 

(26)  Wie bewerten Sie vor dem Hintergrund der Frage 22 die Möglichkeiten, ein 

Kraftwerk H2-ready zu errichten und später auf Wasserstoff umzurüsten oder 

CCS/CCU-Techniken zu nutzen? 

XI. Andere Aspekte im Hinblick auf den Status der Maßnahme als staatliche 
Beihilfe 

(27)  Haben Sie weitere Anmerkungen zur Angemessenheit und zu den 

Auswirkungen der hier beschriebenen Maßnahme auf den Wettbewerb im 

Stromsektor? 
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